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Ökologische Plattform bei der LINKEN 2020

Dezentrale, verbrauchernahe und 
regionale Energieversorgung mit 
Energie aus erneuerbaren Quellen 
macht Netzausbau überflüssig

Netzausbau soll 
Eneuerbaren 
Energieausbau 
bremsen„
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Neue Stromleitungen sind nicht im 
geplanten Umfang nötig! 
Höchstspannungsleitungen bedürfen 
der Planfeststellung (§43 EnWG) 
damit Gemeinden und Bürger Einwen-
dungen vorbringen können.
Erneuerbare Energie fördern und alle 
Bremsklötze beseitigen Kohlekraft-
werke sofort abschalten
Regionale, dezentrale und autarke 
Energieversorgung fördern. 
Windenergie vorrangig an Land för-
dern. 
Speicherausbau für Erneuerbaren 
Strom statt Höchstspannungsnetze. 
örtliche und regionale Netze in öffent-
liche Hand.
Vorrangig Netzerhaltungsmaßnahmen 
durchführen.



Die Netzbetreiber wollen 2.800 km neue 
Leitungen bauen und 2.900 km ausbauen.
Welche Begründungen werden für den Netz-
ausbau gegeben? 

Bundeskanzlerin Merkel: „Wer Ja sagt zu den 
Erneuerbaren Energien, muss auch Ja sagen 
zum Netzausbau“. 

Netzbetreiber: „Windstrom dorthin bringen, wo 
er gebraucht wird“. 

Der Geschäftsführer von Amprion, Herr Kleine-
korte: „Das Tempo des Netzausbaus bestimmt 
das Tempo der Energiewende.“ 

Die Begründungen sind falsch! 
Der Netzausbauplan geht auf die Netzbetreiber 
zurück. Sie verdienen am Stromtransport. 
• Damit der Bedarf am Stromtransport ent-

steht, soll Windkraft an Land gestoppt und 
die auf See schnell ausgebaut werden (offs-
hore: 2018 = 5.000 MW, 2020 = 6.500 MW, 
2030 = 15.000 MW ).

• Deshalb sollen Offshore-Windparks und 
KohleKraftwerke (Importsteinkohle) an der 
Küste Atommeiler in Bayern ersetzen. Dazu 
sollen 4 neue Nord-Süd-Höchstspannungs-
leitungen von der Nordseeküste nach Bay-
ern und Baden-Württemberg gebaut wer-
den. 

• Langfristige Stromabnahme-Verträge 
sichern den Weiterbetrieb der fossilen 
Kraftwerke; Braunkohlenstrom "verstopft" 
die Leitungen. Für Strom aus erneuerbaren 
Quellen reicht die Kapazität nicht.

• Neue Leitungen dienen auch dem Export 
von Kohlestrom. 

Klimaschädlicher Kohle- und Atomstrom ver-
stopft die Leitungen für erneuerbare Energien. 
2019 zahlte die Bundessnetzagentur 364 Mio. 
€(2018 = 228 Mio. €) an Windanlagenbetreiber 
für Strom, der nicht abgenommen werden konn-
te. Der Stromkunde zahlt diese Summen. Eine 
regionale Stromverwertung wird von der Bun-
desregierung nicht organisiert. 
Deutschland hat bereits ein riesiges Strom-
Übertragungsnetz mit fast 2 Mio. km Länge: 
• 34.797 km für Höchstspannung

(380 KV) 
• 95.022 km für Hochspannung

(110/60KV) 
• 532.894 km für Mittelspannung

(3-30KV) 
• 1.241.361 km für Niederspannung 

(230/400V) 

Die Überlandleitungen sind in der Hand von 
vier Netzbetreibern (früher in der Hand der 
Stromkonzerne, Entflechtung 2007): Tennet 
(ehem. E.on) *Amprion (ehem. RWE) 
*50Hertz (ehem. Vattenfall) *Transnet BW 
(ehem. EnBW) 

Welche Alternativen gibt es? 
• Ausbau der Wind- und Solarenergie über-

aII an Land, also auch in Bayern und 
Baden-Württemberg (dort 2017 nur 5,4 % 
Windstrom) 

• Energiespeicher in Wind- und SoIarkraft-
werke integrieren – das glättet Erzeu-
gungs- und Lastkurven, entlastet das Netz 
und erhöht die Versorgungssicherheit 

• parallel dazu: *Abschaltung von KohIe- 
und Atomkraftwerken 

• Entlastung der Stromnetze vom Energie-
bedarf für Wärmeerzeugung durch Aus-
bau von Kraft-Wärme-Kopplung und Wär-
mespeichern 

Unsere Forderungen an die Bundesregie-
rung: 

Der Netzausbau muss von allen 
Stromverbrauchern finanziert wer-
den, auch von den Unternehmen.
Wir fordern einen deutschlandweiten 
Zusammenschluss der Netze und eine 
zentrale Steuerung
Einheitliches Netzentgelt für alle 
Stromkunden. Keine Befreiung von 
ca. 5.000 Unternehmen, deren Netz-
entgelt die Haushalts-Stromkunden 
mit 1,1 Mrd. € jährlich mit bezahlen 
(2017)

„

„

„


